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Umfangreiche Einwirkungen auf den Beschuldigten, auf sein Aus
sageverhalten können .jedoch auch durch Argumentationen und Recht 
belehrungen, die die Erteilung von Rechtsauskünften, das Aufzei
gen von rechtlichen und persönlichen Konsequenzen von Verhaltens 
alternativen und andere Argumentationen des Untersuchungsführers 
erfolgen.

Sie beinhalten u. a.:

- die Vermittlung bzw. Konfrontation mit den rechtlichen Ver
haltensanforderungen und Verhaltensalternativen im gesamten 
Strafverfahren,

- die Vermittlung bzw, Konfrontation mit den Rechts- und Moral
auffassungen der sozialistischen Gesellschaft,

- das Aufzeigen von schädlichen Folgen des strafrechtlich rele- 
vaten Geschehens innerhalb der sozialistischen Gesellschaft,

- das Sichtbarmachenvon Widersprüchen, die zwischen dem Han
deln Beschuldigter im Zusammenhang mit feindlichen Angriffen 
gegen die DDR und andere sozialistische Staaten sowie deren

* auf die Erhaltung und Sicherung des Friedens gerichteten Poli
tik und den objektiven Interessen Beschuldigter bestehen.

Grundsatz bei allen Argumentationen mit dem sozialistischen 
Recht, bei Rechtsbelehrungen, Rechtsauskünften, dem Aufzeigen 
von rechtlichen und persönlichen Konsequenzen ist, diese nicht 
als Versprechungen zu formulieren bzw. so darzustellen, als ob 
das MfS Einfluß auf die Rechtsprehung und deren Verwirklichung 
nimmt.

Im breiten Umfange erfolgen Argumentationen gegenüber Beschul
digten. daß sie im Falle strafrechtlicher Verantwortlichkeit 
durch wahrheitsgemäße Aussagen zur Straftat Voraussetzungen 
für die Beurteilung der Aussagetätickeit zu ihren Gunsten schaf
fen können. Dieses Vorgehen ist gesetzlich zulässig; es wider
spricht nicht dem Grundsatz der Beweisführungspflicht der Staat-


